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WIENER GEMEINDER . T
Sitzung vom 8 .Februar 1929 .

Bürgermeister Seitz eröffnet die Sitzung um .19 ' 45Uhr .

Es liegen zwei Dringlichkeitsanträge vor und zwar ein Dringlich¬
keitsantnag des . . Biberund Genossen ,mit welchembeantragt wird ,denamts¬
führendenStadtrat der VerwaltungsgruppeII zu beauftragenin der Landsregie¬
rungeine Gesetzesvorlageüberdie Verlängerungder WirksamkeitdesGesetzes
vom18 .März1927 betreffend die zeitliche Befreiung von der Wehnbausteueraus
demTitel der Bauführungunverzüglich einzubringen .In demDringlichkeitsan¬
trag wird darauf hingwiesen ,dass das Gesetz vom18 .März1927 am31. Dezember
des Vorjahres erloschen ist .Unddass die im Gesetz gewährtedreissigjährige

Befreiungvonder Wohnbausteuerdie Bautätigkeit Wiensgünstig beeinflussthat .
Tretz seinerzeitiger Urgenz und trotz der Erklärung des Referenten dass die

Erneuerungdes Gesetzesbeschlessenmerdenwird ,ist bis heute nichtsgeschehen.
Es soll sogar beimFinanzreferenten die Absicht bestehen ,die Erneuerungdes
Gesetzes von der Erledigungdes Mieten -und WohnbauferderungsgesetzesimParla¬

ment abhängig zu machen .Dies würde eine ganz unverständliche Schädigungdes

WienerWirtschaftslebens,insbesonde:re aberder WienerBauarbeiterschaftbedeu¬
ten . WenndasGesetzerst wesentlichspäterin Krafttritt ,kommtihmeinemefk¬
lich günstigeEinflussnahmeaufdemWienerBaumarktfür dasJahr1929überhaupt
nicht mehrzu ,da für die Steuerbefreiung der Nachmeisder tatssächlichen Benüt¬

zungerbracht werdenmuss .Eine Verquickungmit demMieten - undWohnbauförderungs¬
gesetzdesBundesist auchsachlichin keinerWeisebegründet ,daesgeradezu
widersinnigwäredie durchdenBundmit dengrössten Mitteln angesstrebteBele¬
bungdes Baumarktesdurchdas bauenhemmendeVerfügngendes LandesWienzumTeil

aufzuheben statt sie kräftig zu fördern .Auchbeschränkt sich die Wohnbausteuer¬

befreiung des urgierten Gesetzesauf Bauten ,die ausschliesslich ausprivaten
Mitteln hergestellt werden ,welcheArt von Bauverhabendurch dasBundeswohnbau¬
förderungsgesetzin keiner Weiseberühtt wird ,so dass die Bezugnahmeaufdie¬
ses Gesetzauchaus diesemGrundnicht verständlichist .

Derzweite DringlichkeitsantmagvomGemeinderatZimnerlundGencssen
eingebrachtweist darauf hin ,dass in letzten Zit festgestellt wurde ,dass
Angunhenvon GewerbetreibendenumPauschalierung der Nahrungs -undGenussmittel¬
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bgabo den Faongruppenim Verbandoder sozialdemokratischenGowerbetreibenden
zur Begutachtung übergeben werden sind .enn zur Bchandlung von Ansuchenin
Stauerangelegenheiten eine Soussorung von Fachleuten erforderlich eder wün¬

schenswert ist,so sicht das Gesetz das Einvernehmen mit den einschlägigen Ge¬
werbegenessenschaft n vor .Die Inanspruchnchme einer rein parteimä sigen Organi¬

sation stellt sich daher als ein greber Missbrauch dar ,der scfert untersucht
und abgestellt worden muss . Eswird deshalb oin Dringlichkeitsantrag gestellt ,

der den Gemeinderat auffordert zu beschliessen ,dass der Finanzreferent beauf¬
tragt wird ,aus dor Mitte des Finanzausschusscs nach demVerhältniswahlrecht

einen Unterausschuss wähln zu lassen ,der die Forgangsweise des Magistrates

bei der Erledigurg ven Ansuchen um Pauschalierung eder Herabsetzung der Nahrung
oder Genussmittelabgabe sowie um Ausreihung aus der Abgabepflicht zuyunter¬

suchen hat .Nachdon Bostimmungender Verfassung ,bezichuggsmeise derDienst¬
ordnung soll gegen Personcn ,die an obenerwähnten Missbräuchenschuldtragend
sind ,mit allor Strenge vorgegangenwerden .

Die beiden AnträgewordenamSchluss der Sitzung beratenwerden .
Ven der Tagesordnung werden chne Dobatte Subventionen an die Wiener

Graphische Gosollschaft ( tausend ) ,an das Erste Oeffentliche Kinderkranken
institut in Wien ( dreitausend ) ,für den Vorcin Charité ( Fünfhundert ) ,für

den Oosterreichischen Bildspielbund ( tausend ) ,für die Gesellschaft zurFür¬

derung des Verbrauches von Milch ( viertausend ) ,für das Museumfür Volkskun¬
de ( viertausends ) ,für die Gesellschaft der Musikfreunde( 5oco ) ,fürdieGe¬
sollschaft der Kunstgewerbeschule( 2000 ) ,für dasLabor- Grabdenkmalkomitee
( 500S7 ,für die Freiwillige Feuerwehr Eosefsderf ( 2000 ) ,für die fachliche

Fortbildungsschule des Gromiumsder Hoteliers (4000S )und für dieArbeitsge
meinschaft" Kauft össerreichische aren " ( 5000 ) .Ebonsowird dasUeberein¬
krmmen über die Durchführung des Siedlungsbaupro ,rammes 1929 mit der Gsi¬

ba ohno Debatte genohmigt .
GR. SchneidorberichtetüberdenNaubaueinesKanalsin dervor¬

längerten Gussenleithnergasse .Die Kesten betragen 47 . 000Schilling .

St . . Rummolhardt( . . )begrüsst den Baudiesos Kanals esmüsse
er in diesem Zusammenhangdarauf hinge
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wiesenworden,dassdieHauptunratskanälein denDienstderSchneesäuberung
gestelltwerdenmüssten .DieSchneemassendie imhöchstonGraddasBildder
Stadt verunzieren ,unhygienischundgefährlich sind ,müssenendlichwoggo¬

räumtwerden. DerZustandwieer heutein Wienbestchterinnertandieelends¬
tenDörfer.HunderteundAberhunderteArbeitsloschabensichfürdieSchneesäu¬
berung angeboten .Es geschicht aber nichts .Dass die Schneemassensolangelie¬
gen bleiben ,ist ein Skandal .

GR .Hiess : Wirhaltenes hier mitLueger !

ST. . Rummolhardt:UnterLuegerhat es dasnichtgegeben ,dass
die Schneemassenwochenlangnicht weggsräumtwordensind .Aberselbst wenndas
der Eall wäreso habenSie ja versprochen ,dass es besserwordenwird ,tatsäch .
lich ist os zehnmalschlechtergeworden( GR. Hiess :Esist zwanzigmalbesser
geworden ! ) inden äusseren Bezirken ist es geradezu gefährlich auf dieStras¬
sc zu gehen( Beifall bei der . . )

GR. Schneidererwidert ,dassdieGomeine heuerbereitsfürdieSchnee¬
säuberun ,einenBetragvondrei MillionenSchillingausgegebenhat undwirk¬
lich alles getahhat ,wasnotwendigwar .DieGomeindehat dafürgesorgt ,dass
der Verkehr unbehindert vor sich gehenkann .

DerRoferentenantragwirdangenomnen.
VIzebürgermeisterEmmorlingrefreertüberdenArbeitsvertragund

die Dienstordnungfür donstädtischenAutobusbetrieb .Er weistdaraufhin ,dass
diebisherbetribenenAutobuslinienimBetriebderStrassenbahngeführtwerden
unddass daher für ihre Angestelltendie DienstordnungenundArbeitsverträge
derStrassenbahnenGoltunghaben .DiebeidenAeucnAutobuslinienReumannplatz .
Volksoper;undWestbahnhof-PratersternwerdenmiteinemnouenPersenal
betrieben werden ,das :ni ht der Dienstordnung und dem Arbeitsvertrag der
Strassenbahnbediensteten unterstellt wird und für das der vorliegende Arbeits - ¬
vertrag unddie vorliegendeDienstordnungbeschlossenwerdensoll .Werdendie¬
se beidenVorlagenvomBemeinderatbeschlosson ,so wirdde Betriebauf denge¬
nanntenzweiLinienbereitsMontagfrühaufgenommenwerden.Diehauptsächliwhs¬
tonBostimmungendesnouenArbeitsvertrageslehnensichandenfürdieStras¬
senbahnbedionstetenan .EinigeAenderungenwurdenmitdenLeistungsprinzipga¬
troffon . EswurdoeinKilemotergeldvoneinemGroscheneingeführt,derhöchsto
Botragdarfaber25SchillingimMonatnichtübersteigen.ImVertragsindnicht
nuralle gesetzlichenVorschriftenangewendst,sondernauchimRahmendergebo¬
tonenSparsamkeitweitgehendeZugeständnisseandieBodienstetchgamachtwerden

( Beifa 11 ) .
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GR. Lohninger( . . )erklärt ,dassdieAutobuslinienkeineKonkur¬

renzfür dieStrassenbahnbedeuten,weilderTarifvielzuteuerist unddie
zwei Linien keine Rolle im Vorkehr der Gresstadt spielen .EineVerbesserung

desVerkohrskannalso nichterhofftwerden .DieBevölkerungwünschteinean¬
dereVerkehrsverbessorung ,damiteinmaldieVerkehrsmissäreausderWoltge¬
schafft wird . DerVertrag ,der heuteboschlossenwerdensoll bringt inkasser
Weisezutage ,dassdie Gemeindevertretungdie Bodienstetenausbeutet .Keinan¬
derer Unternchmerwürdeos wagen ,einonsolchenVertragverzulegen ,DieRuhe¬
pausensindbeschnittenwerden.Die„Unterbrecher"wurdenvermehrt.Alsfrüher
dreimal in vierzehn Tagen„Unterbrecher "eingeschebenwordonsind ,dahaben
die GomeinderäteSkaret und Winarskyin diosem Saal dagegen gewottert .Dieser
Vertragsicht nicht wenigörals sochs"Unterbrecher "in vierzehnTagenvor .
Es ist eine Rationalisierung ,die nur auf denRückender Arbeiterschaftdurch¬
geführtwird . Esgibt keinebezahltenArbeitspausenmehr .DieUrlaubewerden

— .kommandiert,so dassauchimJännerderArbeiteraufUrlaubgeschicktwerden
kann .Zusammonfassendmussfestgestelltwerden ,dassdieserVortragnur
Pflichten für die Arbeitermaber keinc Rechtennthält . NichteinmaldasDefi¬
nitivumist ihnengesichert .NiemalswirddieMinderheitdiesemVertragzustim¬
men( BeifallbeiderMinderheita).

GR. Gschladt( . . )bemängelt,dassdie ArbeitsvermittlungaufGrund
diesesVertragesdemfreienGewerkschaftsverbandübertragenwird. Eshandelt
sichhier ausschliesslichumdie AufnahmevonHilfsarbeiter ,diebesser
durchdieeigeneArbeitsvermittlungderGemeindeaufgenommenwerdenkönnten.
DerVertragenthältauchdie Bestimmung,dasswährondseinerGiltigkeitsdauer
ein Streik ,BeykcttaderAusperrungnichtgestattet sind .DieFacharbeiter
werdengegenüberdenHilfsarbeiternbei der Entlohnungstark verkürzt .Der
Vortrag macht jodon Kapitalisten aber nicht der sezialistischen Gemeinde¬

vertretungEhre .Sie habendamitdin DokumentderUnfähigkoitzurSchaffung
medernerVerkehrsverhältnissein der Grosstadturt : undderArbeiter¬
feindlichkeitd er Sozialdomokratievorgelogt .Siekönnennichtverlangen,
dass wir dafür stimmen .( Beifall bei der Minderheit ) .

Vizebgm .Emmerlingentgegnet ,dass Vergleichemit der früh renZeit
hinken ,woil os damals den Pferdebetrieb gegeben hat ,während houte mandic

VerhältnissebeimAutobusbetriebberücksichtigenmuss. EsbekomutjoderAn¬
gestellter das Dofbnitiwum,wennor die EignungundBof- ähigungbesitzt .
Nur auf Grunddieser Feststollung wird entschieden . Eskann also niomandbe¬
haupten ,dass die Bodiensteten des Autobusbotriebes nicht definitive Ange¬
stellte werdenkönnen .Es wurdenauch die Bestimmungenüber den Urlaubbe¬
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2mangelt .Dazuist festzustellen ,dassin denerstenAnsätzongegenüberden

StrassenbahnenVorbesserungn festzustellensind .AufdenVorwurf,dassdie
Gemeindenur mit einer Goworkschaftvorhandle ,erwidertder Reforent ,dass
aufeinemGomeinderatsboschlussmansich bezichenmüsse ,derverlangt ,dass
immermitderMohrheitverkandeltwerde ,die imPersenalvorhandenist .Hin¬
sichtlichderStreikklauselsei zusagen ,dassosselbstverstündlichist ,
dassLenderungenimVertragodurchZussprachenerzieltwerden.Wonnwiruns
dazuvorpflichten ,so verlangenwir auchdasselbevondenAngostellten .
Wasdie Bostimmungüber die Feiertage anlangt,lehnt sich der Vertragan
dieBostimungondesBundesfür dieBundesbahnenan . DerVortragzeigt ,

12schliesslich undendlich ,wolchesgrosseVorständnisdie Anforderungenei¬
nesneuenBotriobesgefundenhaber ufmännisch g z falsch go
wosenwäre ,sich bei der Erstollung des Vertrages an alte Verträgeanzu¬
lehnen .( Beifall bei derMohrheit ) .

DerArbeitsvertragunddie Dienstordnungfür die Angestolltendos
städtischen Zutobusbotriebes wordensodanngenehmigt .

Es komutnunder Dringlichkeisantrag Biber zurVerhandlung.
GR. BiberbogründetdieDringlichkeit,in domer foststellt ,dassjod -

wodeStörungder ahnchingeringenprivatenBautätigkeitunbedingtvormioden
werdenmuss .DasWohnbaustenerbegünstigungsgesstzist am31. Dezomber1928
abgelaufen .ImHinblickdarauf ,dass jedes Bauvorhabenkostspieligeund
zeitraubende Vorarbeiten bedingt ,ist die Dringlichkeit ies Antragesgego¬

bon ,dadie Kalkulationhinsichtlichder BefreiungvonderWohnbausteuer
für ein Bauvorhabeneine der wichtigstenfinanziellonGrundlagenist .LBoi¬

i
fall bei derMinderheit ) .

DomAntragwirddieDringlichkeitzuorkannt,woraufderEntragsteller
den Antragbegründet . Erführt aus ,dass das allergrösste Interosse ander
WiederholungdesTohnbausteuerbefreiungsgesetzesnicht nurdiekleinen

Baubetriebehaben ,diebeiderVergebungvonGomeindebautennichtberück¬
sichtigt worden ,sondern auch die Bauarbeiter ,die bei entsprechender Be¬

—

schäftigungdieser kleinenBaubotriebeebenfalls ihr entsprendesAuskomen
finden . Eswäre eine Katastrophe ,wonn die Gesetzgebung des Landesschuld

daransoi ,dassdasGosetznouerlichnichtrochtzeitigzustandekommt.Das
abgolaufeneGesetz hat sich wehltuendausgewirkt und in derBudgetdebatte
wurdeseitensderMehrheitdie Erklärungabgogeben,dassss zueinerNou¬
erungdes Gesetzeskomienwird .( Beifallbei derHinderheit) ,
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Zu dem Antrag erklärt St . . Breitnor ,dass sich die Mohrheit in der Budgetde¬
batto grundsätzlich bereiterklärt hat ,eine diesbezügliche Stouerbegüns¬

sigung für Neubauten ,die nach dem1 .Jänner 1929 erbaut wurden ,Sintreten
zu lassen . Eswurde aber auch festgestellt ,dass das ungewöhnlicheAusmass
von 30 Jahron nicht mehr möglich sein werde . DerRedner verweist dabei auf

ein diesbezügliches Gesetz des Landes Vorarleberg ,das dieses Ausmass

wesentlich herabgesetzt hat .Nunmehr aber hat sich die Situstion geändert ,
so dass gegenwärtig ein Beschluss über die Befreiung derWohnbausteuer aus

dem Titel der Bauführung nicht möglich ist .Im Jänner hat die Bundesregierung
den Gosetzentwurf über die Wohnbauförderung eingebracht ,in dem den Ländern

aufgelegt wird ,zwangsläufig eine dreissigjährige Steuerbegünstigung eintre¬

ten zu lassen .Dagegen wurden viele Bedenken erhoben ,die auch vomFinanz¬

minister anerkannt worden sind . Wirstehen daher vor ungeklärten Tatsachen ,

weshalb gogenwärtig dor Wiener Landtag kein Steuerbegünstigungsgesstz be¬
schlies en kann . Vorerst muss der Nationalrat seine Entscheidung troffon .

Scbald dies geschchen ist ,wird die Hehrheit des Hauses gerne auf seine
geäusserto

seinerzeit ./grundsätzliche Bereitmilligkeit ,eine Steuerbegünstigung für

private Naubauton eintrotet zu lassen ,zurückkomon .( Beifall bei der Mchr¬

hoit ) .

GR. Kurschak QN . . )bemerkt zu den Ausführungen des St . R.

Broitner ,die Rogierung habeein Wohnbauprogrammfür den genzen Bunderstellt
und es kann angenommen nerden ,dass kaum mohr als die Hälfte der d

im Verlauf von drei Jahren zu bauenden 36 . 000Wohnungen auf Wiener

Boden otrichtet werden können ,so dass für die Gemeinde die Rücksichtnahme
1auf das ganze Prograum der Rogiowung überhaupt nicht in Botracht kommen

kann ,sondern höchstens die Rücksichtnahmo auf einen geringen Bruchteil

dieses Programmes .Das kann uns aber nicht hindert fürdie private Bautä¬

tigkeit ,von der wünschen ,dass sie sich rocht umfänglich entfaltet ,in
*der nächsten Zeit Vorsorge zutteffen .Vorsichtshalber könnte die Beschrän¬

kung gemacht werden ,dass nur solche Fohnbauten begünstigt werden ,die

nicht unter das Wohmbaurpograum der Rogi rung falldn . Wo borvg

nicht woiss ,was vom Bund und von der Gmeinde zu erwarten ist ,würde
ein Vakuum in der privten Baurätigkeit eintretch und das muns vorhindert

werden .Es kömten alle möglichen Kautelen ,auch im Bezug auf das Ausnass
der Steuerbefreiung getroffen werden ,aber wenn wir überhaupt kein Gesey

beschliessen ,tragen wir die Vorantwortung dafür ,menn nicht gbaut mird .
Wir würden also den St dtrat Breitner bitten ,seinen Standpunkt zu revi¬

dieren .Dom Funsche des St . . Breitner ,der Nationalrat mögs des Gesstz
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rascherledigenschliesseich michanundich wäreglücklich ,onnich
seinen unschals eine Fillensmeinungseiner Partoi auchimNationalrat
auffassenkönnte ,aberStadtratBreitnerhat hier sichernichtinNamen
seinerPartei sondernrein persönlichgesprochen .( LebhafterBeifallbei
dor . . )

GR. Dr.Dannebergbemerkt,GemeinderatKunschakhabeStadtrat
Breitnereinigermassenmissverstanden. WirSozialdenckratenhabenimNatio-¬
nalratbeantragt, ,denAbschnittWohnbauförderungimGesetzentwurfdes
Berichtserstatters vondemAbschnittMicterschutzzu tronnen .WennStadt¬

rat Kunschakbereitist fürdiesenAntrageinzutroten,wirdeinerascheEr¬
lodigungdesWohnbauförderungsgesetzesmöglichsein .Dashängtalsonicht
sosehrvonuns ,in derHauptsachevielmohrvonseinerParteiab . Esistge¬

diewissrichtig ,dass ein UnterschiedzwischenStouarbefreiungenfür/rein
privateundgar nicht subventionierteBautätigkeit undjener gemischtenBau¬
tätigkeitbesteht ,diedasBundesgesetzvorschenwill .Aberbeideshängt
steuerrechtlichstarkzusammpn . WürdenwiretwafürdiereinprivateBau¬
tätigkeitnichteineSteuerbefreiungvondreissigsondernnurvon1ooder

15Jahrenbeschliessen ,undwürdedas Bundesgesetzzustandekommen,so
wirddiegemischt .Bautätigkeit ,dieeineSteuerbefretungmwenigerverdient
bosserdrausskommenalsdiereinprivateBautätigkeit.Wirwärendannge¬
zwungenunserGesotzneuerdingszuändern ,wasabersohrbedonklichist ,
dawirdamitaufdiesomsehrheiklenGebiot eige gewisseRochts¬
unsicherheit schaffen würden .Auchwir würdenwünschen ,dass das Gosotzgo¬
machtwirdaberjetzt ist der ungeeignetsteZeitpunktdazu ,da dieSach¬
lagenichtgeklärtist . DieFrageist überhaupt ,warumder BunddenLändern
durchBedingungenin dieser Bozichungeine bestimmteSteuergesetzgebung

cind
vorschreibt .Dage nicht nur von uns Sczialdemokrzten sondern auch

seitens der MehrheitsparteienimUnterausschussBedenkenerhobenworden
sieunddie Regierunghat schbstorklärt ,dass/diedreissigjährigeStouer¬

freiheitnichtunterallonUmständenfesthaltenwolle .DieFrugewirdin
einomkurzenTormingeklärt sein undbis die Fragegeklärt ist ,wirdman
mitaller Boschleunigungein solchesGesetzmachenkönnen .Ausserdomhängt
dieganzeFrageauchdamitzusammen,welchePrognosomandenMicterschütz
stollt .WonnmananeinenAbbaudesMicterschutzesdenkt ,somäre ,weildann
dieDifferenzzwischendenaltenundneuenMietzinsennichtmehrsogross
sein wird ,die Frageder Stouerfreiheit für neueWohnungsnanders zubo¬
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handeln ,als wonnmanan demMicterschutzstarr festhält .( LebhafterBei¬

fall bei derMehrheit ) .

GR. Kunschak( . . )bemerkt ,nachden AusführungendesGR. Darno¬
berg m sso er mit sich kämpfen ,um noch an dem guten Willen der Mchrheit zu
glauben .Mit einem Gesetz prejudizieren wir in keiner Weise unserer Stol¬

lungr achme zu den Bauten die durch das Bauförderungsgesetz der Regierungbo¬
günstigt worden sollen . Allerdings Wäre an eine Steuerbegünstigung von10

oder 15 Jahren ,von der GR . Dr .Danneberg gesprochen hat ,nicht zu denken ,
unter 20 Jahre Stouorfreiheit könnte nicht hinuntergegangen worden .Selbst

mennsich aber ein Widerspruch zwischen unserem Gesetz und demBundesgesotz
ergibt ,könnte dann einfach novelliert nerden und gerado bei einomMitglied
des Nationalra es ist eine solche Scheu vor Novellierungen nicht zuversto¬
hon . Durchein Interinsgesetz müsste man den Wünschenund Hoffnungen der Go¬
werbetreibenden entgegenkoman unbekümert um das Gesetz das vomNational¬
rat geschaffen werdensoll ( Beifall bei der . . )

DerAntrag wird abgelehnt .

GR. ZimmorlbegründetnundenzwoitenDringlichkeitsantnag.Er
verweistdarauf ,dassor schonimJahre1927festgestellt hat ,dassdiePoli¬
tisierung der Verwaltung auch vor dem Steuerreferat nicht Halt macht .Der

Finanzreforent hat erklärt ,dies sei unrichtig .Heute kann nun in einem kon¬

kroten Fall nachgewiesen werden ,dass meine Behauptung zutrifft .EineZucker¬
warenverschleissorinin Tähringhat umErmässigungder Nahrungs -undGonuss¬
mittelabgabe angesuuht . Siehat darauf von der Fachgruppe der sozialdemo¬

kratischen Zuckerbäckerein Formularbekommon,in demihr mitgeteiltwird ,
dass ihf Ansuchen von der Magistratsabteilung 5der Fachgruppe zurBegut¬
achtung übermittelt wurde .Dio Frau wurde mit diesem Formular in das Voreins¬
lokal dieser sozialdemokratischen Fachgruppe gestellt . Hierliogt ein offen¬

kurdiger Missbrauch der Amtsgewalt vor ,der aufgeklärt werden muss .

DomAntrag wird die dringliche Bchandlungzuerkannt undGR. Zimmerl
vorlangt dio im Antrage enthaltene Einsctzugg des Unterausschusses und dio

strengste Bestrafung der schuldtragenden Personon .

ST. . Breitnererklärt ,dassdasGesetzüberdieNahrungs-undGenuss¬
mittelabgabe dom freien Ermosson des Magistrates einen meiten Spielraum

gowährt . Essicht Sätze voneinemhalbenbis 15 Prozentvor .DieHandhabung
ist sehrschwierig,weshalbdieBestimungbesteht ,dassdieGenossenschaften
zur Begutachtungherangezegenwerdensollen .Dasist ausnahmslosgeschehen .
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Es muss aber festgestellt werden - undich habe dies hier wiederholt getan¬

dass diesd Mitfirkung der Genossenschaften nicht imner klaglos vor sich

gegangen ist . Der Magistrat hat auf seine Anfrage von vielen Gonosson¬

schaften die Aeusserung bekommen ,dass menüberhaupt gogen die Abgaboist .
Damit wollte man diese Steuer zu Fall bringen .Es war begreiflich ,dass man

sich an andere Gruppen gemendet hat um Gutachten zu bekommen .DemMagistrat

war es erwünscht ,dass sich solche Körperschaften gemeldet haben .Selbst¬
verständlich wurde immer getr chtot ,es dahin zu bringen ,dass die Genos¬
sonschaften funktionieren . Beidon wichtigsten Genossenschaften - Kaffocsio¬

dern und Gastwirten - istdies auch gelungen . Schonim August 1928 konnte ich

die Weisung geben ,dassdie Fachvoreine dieser beiden Berufe nicht mehrals
Gutachter heranzuzichen sind .Es besteht jetzt in der Genossenschaft der

Gastwirto ein Sechschkomitee ,das allwöchentlich im Rathaus zusamentritt

und die Gutachten erstattet .In gewissen Uebergangfristen waren wir auf

selche Aeusserungen von Fachvereinen angewiesen .Bosonders schwierig ist
72os bei den Lebensmittelhändlern ,den Delikatossenhündlern und Zuckerneren¬

verschleissern .Dort gibt es keine einheitlichen Genossenschaften .Dio

pretekollierten Firmen sind sopariert ,für die nichtprotokollierten gibt
es 3 Gonossonschaften ,die nach Territorien gegliedört sind . Das hat da¬

zu geführt ,dass neben diesen Körperschafton ,die gefragt wordensind ,
wir auchanderdKørporaticnenzur Erstattung vonGutachtenaufgofordert
haben .Daruntersind sowohlbürgerliche als auch Sozialdemokratische .Dic
Bohauptung ,dass wir damit don sozialdemokratischen Vereinen Zutreiber¬
dienste leistch wollen ,ist ganz falsch ,weil niomand wogen soiner Zugchöri

koit zu einem solchen Vyrein von der Steuer befreit wird ,Wir haben hier
absclut nichts unkorrektes gotan .Die Steuerbemessung erfolg in vollkom¬

men unparteiischer Weise6Beifall bei der Mohrhoita ) .

GR . Zimmorl ( . . )erklärt ,dass erst nachgewiesen werden muss,ob

in dem von ihm angeführten Fall auch die bürgerliche Organisation gefragt

wurdeDie Dinge liegen so ,dass man hi r von einom Imtsmissbrauch für par¬
teipclitische Zwecke reden karn .Wenn die Mehrheit den Vorwurf ontkräf - ¬

ter will ,dann muss sio den Antrag annchmon .

St . . Kunschak vorlangt die Auszählung boi der Abstimmung .Es wird

festgestellt ,dass für don Antrag 33 und gegen den Antrag 61 Hitglieder

des Gemeinderates gestimmthabon .Der Antrag ist abgelehnt und die Sitzung

wird um viertel 11 Uhr nachts geschlossen .
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